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Die Bundesrepublik Deutschland, die Deutsche Demokratische Republik, die 

Französische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das 

Vereinigte Königreich Großbritannien und 

Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika - 



IN DEM BEWUSSTSEIN, daß ihre Völker seit 1945 miteinander in Frieden leben, 

EINGEDENK der jüngsten historischen Veränderungen in Europa, die es 
ermöglichen, die Spaltung des Kontinents zu überwinden, 

UNTER BERÜCKSICHTIGUNG der Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes und der ent- 
sprechenden Vereinbarungen und Beschlüsse der Vier Mächte aus der Kriegs- 
und Nachkriegszeit, 

ENTSCHLOSSEN, in Übereinstimmung mit ihren Verpflichtungen aus der Charta 
der Vereinten Nationen freundschaftliche, auf der Achtung vor dem Grundsatz 
der Gleichberechtigung und Selbstbestimmung der Völker beruhende Bezie- 
hungen zwischen den Nationen zu entwickeln und andere geeignete Maßnah- 
men zur Festigung des Weltfriedens zu treffen, 

EINGEDENK der Prinzipien der in Helsinki unterzeichneten Schlußakte der Kon- 
ferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, 

IN ANERKENNUNG, daß diese Prinzipien feste Grundlagen für den Aufbau einer 
gerechten und dauerhaften Friedensordnung in Europa geschaffen haben, 

ENTSCHLOSSEN, die Sicherheitsinteressen eines jeden zu berücksichtigen, 

ÜBERZEUGT von der Notwendigkeit, Gegensätze endgültig zu überwinden und 
die Zusammenarbeit in Europa fortzuentwickeln, 
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IN BEKRÄFTIGUNG ihrer Bereitschaft, die Sicherheit zu stärken, insbesondere 
durch wirksame Maßnahmen zur Rüstungskontrolle, Abrüstung und Vertrau- 
ensbildung; ihrer Bereitschaft, sich gegenseitig nicht als Gegner zu betrachten, 
sondern auf ein Verhältnis des Vertrauens und der Zusammenarbeit hinzuar- 
beiten, sowie dementsprechend ihrer Bereitschaft, die Schaffung geeigneter in- 
stitutioneller Vorkehrungen im Rahmen der Konferenz über Sicherheit und Zu- 
sammenarbeit in Europa positiv in Betracht zu ziehen, 

IN WÜRDIGUNG DESSEN, daß das deutsche Volk in freier Ausübung des 
Selbstbestimmungsrechts seinen Willen bekundet hat, die staatliche Einheit 
Deutschlands herzustellen, um als gleichberechtigtes und souveränes Glied in 
einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, 

IN DER ÜBERZEUGUNG, daß die Vereinigung Deutschlands als Staat mit end- 
gültigen Grenzen ein bedeutsamer Beitrag zu Frieden und Stabilität in Europa 
ist, 

MIT DEM ZIEL, die abschließende Regelung in bezug auf Deutschland zu 
vereinbaren, 

IN ANERKENNUNG DESSEN, daß dadurch und mit der Vereinigung Deutsch- 
lands als einem demokratischen und friedlichen Staat die Rechte und Verant- 
wortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes 
ihre Bedeutung verlieren, 

VERTRETEN durch ihre Außenminister, die entsprechend der Erklärung von 
Ottawa vom 13. Februar 1990 am 5. Mai 1990 in Bonn, am 22. Juni 1990 in Ber- 
lin, am 17. Juli 1990 in Paris unter Beteiligung des Außenministers der Republik 
Polen und am 12. September 1990 in Moskau zusammengetroffen sind - 

sind wie folgt übereingekommen: 
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ARTIKEL 1 

(1 ) Das vereinte Deutschland wird die Gebiete der Bundesrepublik Deutsch- 
land, der Deutschen Demokratischen Republik und ganz Berlins umfassen. 
Seine Außengrenzen werden die Grenzen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik sein und werden am Tage des In- 
krafttretens dieses Vertrags endgültig sein. Die Bestätigung des endgültigen 
Charakters der Grenzen des vereinten Deutschland ist ein wesentlicher Be- 
standteil der Friedensordnung in Europa. 

(2) Das vereinte Deutschland und die Republik Polen bestätigen die zwischen 
ihnen bestehende Grenze in einem völkerrechtlich verbindlichen Vertrag. 

(3) Das vereinte Deutschland hat keinerlei Gebietsansprüche gegen andere 
Staaten und wird solche auch nicht in Zukunft erheben. 

(4) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik werden sicherstellen, daß die Verfassung des verein- 
ten Deutschland keinerlei Bestimmungen enthalten wird, die mit diesen Prinzi- 
pien unvereinbar sind. Dies gilt dementsprechend für die Bestimmungen, die in 
der Präambel und in den Artikeln 23 Satz 2 und 146 des Grundgesetzes für die 
Bundesrepublik Deutschland niedergelegt sind. 

(5) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der Sozialisti- 
schen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen die entspre- 
chenden Verpflichtungen und Erklärungen der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik förmlich entgegen 
und erklären, daß mit deren Verwirklichung der endgültige Charakter der 
Grenzen des vereinten Deutschland bestätigt wird. 



ARTIKEL 2 

Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik bekräftigen ihre Erklärungen, daß von deutschem 
Boden nur Frieden ausgehen wird. Nach der Verfassung des vereinten 
Deutschland sind Handlungen, die geeignet sind und in der Absicht vorgenom- 
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men werden, das friedliche Zusammenleben der Völker zu stören, insbesondere 
die Führung eines Angriffskrieges vorzubereiten, verfassungswidrig und strafbar. 
Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen Demo- 
kratischen Republik erklären, daß das vereinte Deutschland keine seiner Waffen 
jemals einsetzen wird, es sei denn in Übereinstimmung mit seiner Verfassung 
und der Charta der Vereinten Nationen. 




ARTIKEL 3 

(1 ) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik bekräftigen ihren Verzicht auf Herstellung und Besitz 
von und auf Verfügungsgewalt über atomare, biologische und chemische Waf- 
fen. Sie erklären, daß auch das vereinte Deutschland sich an diese Verpflich- 
tungen halten wird. Insbesondere gelten die Rechte und Verpflichtungen aus 
dem Vertrag über die Nichtverbreitung von Kernwaffen vom 1. Juli 1968 für das 
vereinte Deutschland fort. 

(2) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland hat in vollem Einver- 
nehmen mit der Regierung der Deutschen Demokratischen Republik am 30. 
August 1990 in Wien bei den Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in 
Europa folgende Erklärung abgegeben: 

"Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland verpflichtet sich, die 
Streitkräfte des vereinten Deutschland innerhalb von drei bis vier Jahren 
auf eine Personalstärke von 370.000 Mann (Land-, Luft- und See- 
streitkräfte) zu reduzieren. Diese Reduzierung soll mit dem Inkrafttreten 
des ersten KSE-Vertrags beginnen. Im Rahmen dieser Gesamt- 
obergrenze werden nicht mehr als 345.000 Mann den Land- und 
Luftstreitkräften angehören, die gemäß vereinbartem Mandat allein 
Gegenstand der Verhandlungen über konventionelle Streitkräfte in 
Europa sind. Die Bundesregierung sieht in ihrer Verpflichtung zur 
Reduzierung von Land- und Luftstreitkräften einen bedeutsamen 
deutschen Beitrag zur Reduzierung der konventionellen Streitkräfte in 
Europa. Sie geht davon aus, daß in Folgeverhandlungen auch die 
anderen Verhandlungsteilnehmer ihren Beitrag zur Festigung von Si- 
cherheit und Stabilität in Europa, einschließlich Maßnahmen zur 
Begrenzung der Personalstärken, leisten werden." 
Die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik hat sich dieser Erklä- 
rung ausdrücklich angeschlossen. 
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(3) Die Regierungen der Französischen Republik, der Union der 
Sozialistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten Königreichs Großbritannien 
und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika nehmen diese Erklä- 
rungen der Regierungen der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Kenntnis. 



ARTIKEL 4 

(1) Die Regierungen der Bundesrepublik Deutschland, der Deutschen Demo- 
kratischen Republik und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken erklä- 
ren, daß das vereinte Deutschland und die Union der Sozialistischen Sowjetre- 
publiken in vertraglicher Form die Bedingungen und die Dauer des Aufenthalts 
der sowjetischen Streitkräfte auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demokra- 
tischen Republik und Berlins sowie die Abwicklung des Abzugs dieser Streit- 
kräfte regeln werden, der bis zum Ende des Jahres 1994 im Zusammenhang mit 
der Verwirklichung der Verpflichtungen der Regierungen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik, auf die sich Absatz 2 
des Artikels 3 dieses Vertrags bezieht, vollzogen sein wird. 

(2) Die Regierungen der Französischen Republik, des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika neh- 
men diese Erklärung zur Kenntnis. 



ARTIKEL 5 

(1 ) Bis zum Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet der 
heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins in Übereinstimmung 
mit Artikel 4 dieses Vertrags werden auf diesem Gebiet als Streitkräfte des ver- 
einten Deutschland ausschließlich deutsche Verbände der Territorialverteidigung 
stationiert sein, die nicht in die Bündnisstrukturen integriert sind, denen deut- 
sche Streitkräfte auf dem übrigen deutschen Hoheitsgebiet zugeordnet sind. 
Unbeschadet der Regelung in Absatz 2 dieses Artikels werden während dieses 
Zeitraums Streitkräfte anderer Staaten auf diesem Gebiet nicht stationiert oder 
irgendwelche andere militärische Tätigkeiten dort ausüben. 
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(2) Für die Dauer des Aufenthalts sowjetischer Streitkräfte auf dem Gebiet der 
heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins werden auf deut- 
schen Wunsch Streitkräfte der Französischen Republik, des Vereinigten König- 
reichs Großbritannien und Nordirland und der Vereinigten Staaten von Amerika 
auf der Grundlage entsprechender vertraglicher Vereinbarung zwischen der 
Regierung des vereinten Deutschland und den Regierungen der betreffenden 
Staaten in Berlin stationiert bleiben. Die Zahl aller nichtdeutschen in Berlin sta- 
tionierten Streitkräfte und deren Ausrüstungsumfang werden nicht stärker sein 
als zum Zeitpunkt der Unterzeichnung dieses Vertrags. Neue Waffenkategorien 
werden von nichtdeutschen Streitkräften dort nicht eingeführt. Die Regierung 
des vereinten Deutschland wird mit den Regierungen der Staaten, die Streit- 
kräfte in Berlin stationiert haben, Verträge zu gerechten Bedingungen unter 
Berücksichtigung der zu den betreffenden Staaten bestehenden Beziehungen 
abschließen. 

(3) Nach dem Abschluß des Abzugs der sowjetischen Streitkräfte vom Gebiet 
der heutigen Deutschen Demokratischen Republik und Berlins können in diesem 
Teil Deutschlands auch deutsche Streitkräfteverbände stationiert werden, die in 
gleicher Weise militärischen Bündnisstrukturen zugeordnet sind wie diejenigen 
auf dem übrigen deutschen Hoheitsgebiet, allerdings ohne Kernwaffenträger. 
Darunter fallen nicht konventionelle Waffensysteme, die neben konventioneller 
andere Einsatzfähigkeiten haben können, die jedoch in diesem Teil Deutsch- 
lands für eine konventionelle Rolle ausgerüstet und nur dafür vorgesehen sind. 
Ausländische Streitkräfte und Atomwaffen oder deren Träger werden in diesem 
Teil Deutschlands weder stationiert noch dorthin verlegt. 



ARTIKEL 6 

Das Recht des vereinten Deutschland, Bündnissen mit allen sich daraus erge- 
benden Rechten und Pflichten anzugehören, wird von diesem Vertrag nicht be- 
rührt. 



ARTIKEL 7 

(1) Die Französische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, 
das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten 
Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in 
bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entspre- 
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chenden, damit zusammenhängenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse 
und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte 
aufgelöst. 

(2) Das vereinte Deutschland hat demgemäß volle Souveränität über seine in- 
neren und äußeren Angelegenheiten. 



ARTIKEL 8 

(1 ) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation oder Annahme, die so bald wie mög- 
lich herbeigeführt werden soll. Die Ratifikation erfolgt auf deutscher Seite durch 
das vereinte Deutschland. Dieser Vertrag gilt daher für das vereinte Deutsch- 
land. 

(2) Die Ratifikations- oder Annahmeurkunden werden bei der Regierung des 
vereinten Deutschland hinterlegt. Diese unterrichtet die Regierungen der ande- 
ren Vertragschließenden Seiten von der Hinterlegung jeder Ratifikations- oder 
Annahmeurkunde. 



ARTIKEL 9 

Dieser Vertrag tritt für das vereinte Deutschland, die Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken, die Französische Republik, das Vereinigte Königreich 
Großbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika am Tag 
der Hinterlegung der letzten Ratifikations- oder Annahmeurkunde durch diese 
Staaten in Kraft. 



ARTIKEL 10 



Die Urschrift dieses Vertrags, dessen deutscher, englischer, französischer und 
russischer Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist, wird bei der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland hinterlegt, die den Regierungen der anderen Ver- 
tragschließenden Seiten beglaubigte Ausfertigungen übermittelt. 
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TREATY ON THE FINAL SETTLEMENT WITH RESPECT TO 



GERMANY 
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The Federal Republic of Germany, the German Democratic Republic, 
the French Republic, the Union of Soviet Socialist Republics, the 
United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and the 
United States of America, 

Conscious of the fact that their peoples have been living 
together in peace since 1945; 

Mindful of the recent historic changes in Europe which make it 
possible to overcome the division of the continent; 

Having regard to the rights and responsibilities of the Four 
Powers relating to Berlin and to Germany as a whole, and the 
corresponding wartime and post-war agreements and decisions of the 
Four Powers ; 

Resolved in accordance with their obligations under the Charter 
of the United Nations to develop friendly relations among nations 
based on respect for the principle of equal rights and 
self-determination of peoples, and to take other appropriate 
measures to strengthen universal peace; 



Recalling the principles of the Final Act of the Conference 
Security and Cooperation in Europe, signed in Helsinki; 



on 




Recognizing that those principles have laid firm foundations for 
the establishment of a just and lasting peaceful order in Europe; 

Determined to take account of everyone's security interests; 

Convinced of the need finally to overcome antagonism and to 
develop Cooperation in Europe; 

Conf irming their readiness to reinforce security, in particular 
by adopting effective arms control, disarmament and 
conf idence-building measures; their willingness not to regard each 
other as adversaries but to work for a relationship of trust and 
Cooperation; and accordingly their readiness to consider 
positively setting up appropriate institutional arrangements 
within the framework of the Conference on Security and Cooperation 
in Europe; 

Welcoming the fact that the German people, freely exercising 
their right of self-determination, have expressed their will to 
bring about the unity of Germany as a State so that they will be 
able to serve the peace of the world as an equal and sovereign 
partner in a united Europe; 
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Convinced that the unification of Germany as a State with 
definitive borders is a significant contribution to peace and 
stability in Europe; 

Intending to conclude the final settlement with respect to 
Germany; 

Recognizing that thereby, and with the unification of Germany as 
a democratic and peaceful State, the rights and responsibilit ies 
of the Four Powers relating to Berlin and to Germany as a whole 
lose their function; 

Represented by their Ministers for Foreign Affairs who, in 
accordance with the Ottawa Declaration of 13 February 1990, met in 
Bonn on 5 May 1990, in Berlin on 22 June 1990, in Paris on 17 July 
1990 with the participation of the Minister for Foreign Affairs of 
the Republic of Poland, and in Moscow on 12 September 1990; 

Have agreed as follows: 



ARTICLE 1 

(1) The united Germany shall comprise the territory of the 
Federal Republic of Germany, the German Democratic Republic and 
the whole of Berlin. Its external borders shall be the borders of 
the Federal Republic of Germany and the German Democratic Republic 
and shall be definitive from the date on which the present Treaty 
comes into force. The confirmation of the definitive nature of 
the borders of the united Germany is an essential element of the 
peaceful order in Europe. 

(2) The united Germany and the Republic of Poland shall confirm 
the existing border between them in a treaty that is binding under 
international law. 

(3) The united Germany has no territorial Claims whatsoever 
against other states and shall not assert any in the future. 

(4) The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic shall ensure that the Constitution of 
the united Germany does not contain any provision incompatible 
with these principles. This applies accordingly to the provisions 
laid down in the preamble, the second sentence of Article 23, and 
Article 146 of the Basic Law for the Federal Republic of Germany. 

(5) The Governments of the French Republic, the Union of Soviet 
Socialist Republics, the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States of America take formal note 
of the corresponding commitments and declarations by the 
Governments. of the Federal Republic of Germany and the German 
Democratic Republic and declare that their implementat ion will 
confirm the definitive nature of the united Germany's borders. 
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ARTICLE 2 

The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic reaffirm their declarations that only 
peace will emanate from German soil. According to the 
Constitution of the united Germany, acts tending to and undertaken 
with the intent to disturb the peaceful relations between nations, 
especially to prepare for aggressive war, are unconstitutional and 
a punishable offence. The Governments of the Federal Republic of 
Germany and the German Democratic Republic declare that the united 
Germany will never employ any of its weapons except in accordance 
with its Constitution and the Charter of the United Nations. 

ARTICLE 3 

(1) The Governments of the Federal Republic of Germany and the 
German Democratic Republic reaffirm their renunciation of the 
manufacture and possession of and control over nuclear, biological 
and chemical weapons. They declare that the united Germany, too, 
will abide by these commitments. In particular, rights and 
obligations arising from the Treaty on the Non-Prolif erat ion of 
Nuclear Weapons of 1 July 1968 will continue to apply to the 
united Germany. 

(2) The Government of the Federal Republic of Germany, acting in 
füll agreement with the Government of the German Democratic 
Republic, made the following Statement on 30 August 1990 in Vienna 
at the Negotiations on Conventional Armed Forces in Europe: 

"The Government of the Federal Republic of Germany undertakes 
to reduce the personnel strength of the armed forces of the 
united Germany to 370,000 (ground, air and naval forces) 
within three to four years. This reduction will commence on 
the entry into force of the first CFE agreement. Within the 
scope of this overall ceiling no more than 345,000 will belong 
to the ground and air forces which, pursuant to the agreed 
mandate, alone are the subject of the Negotiations on 
Conventional Armed Forces in Europe. The Federal Government 
regards its commitment to reduce ground and air forces as a 
significant German contribution to the reduction of 
conventional armed forces in Europe. It assumes that in 
follow-on negotiations the other participants in the 
negotiations, too, will render their contribution to enhancing 
security and stability in Europe, including measures to limit 
personnel strengths . " 

The Government of the German Democratic Republic has expressly 
associated itself with this Statement. 

(3) The Governments of the French Republic, the Union of Soviet 
Socialist Repubiics, the United Kingdom of Great Britain and 
Northern Ireland and the United States of America take note of 
these Statements by the Governments of the Federal Republic of 
Germany and the German Democratic Republic. 
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ARTICLE 4 

(1) The Governments of the Federal Republic of Germany, the 
German Democratic Republic and the Union of Soviet Socialist 
Republics State that the united Germany and the Union of Soviet 
Socialist Republics will settle by treaty the conditions for and 
the duration of the presence of Soviet armed forces on the 
territory of the present German Democratic Republic and of Berlin, 
as well as the conduct of the withdrawal of these armed forces 
which will be completed by the end of 1994, in connection with the 
implementation of the undertaking of the Federal Republic of 
Germany and the German Democratic Republic referred to in 
Paragraph 2 of Article 3 of the present Treaty. 

(2) The Governments of the French Republic, the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland and the United States of 
America take note of this Statement. 



ARTICLE 5 

(1) Until the completion of the withdrawal of the Soviet armed 
forces from the territory of the present German Democratic 
Republic and of Berlin in accordance with Article 4 of the present 
Treaty, only German territorial defence units which are not 
integrated into the alliance struktures to which German armed 
forces in the rest of German territory are assigned will be 
stationed in that territory as armed forces of the united 
Germany. During that period and subject to the provisions of 
Paragraph 2 of this Article, armed forces of other states will not 
be stationed in that territory or carry out any other military 
activity there. 

(2) For the duration of the presence of Soviet armed forces in 
the territory of the present German Democratic Republic and of 
Berlin, armed forces of the French Republic, the United Kingdom of 
Great Britain and Northern Ireland and the United States of 
America will, upon German request, remain stationed in Berlin by 
agreement to this effect between the Government of the united 
Germany and the Governments of the states concerned. The number 
of troops and the amount of equipment of all non-German armed 
forces stationed in Berlin will not be greater than at the time of 
signature of the present Treaty. New categories of weapons will 
not be introduced there by non-German armed forces. The 
Government of the united Germany will conclude with the 
Governments of those states which have armed forces stationed in 
Berlin treaties with conditions which are fair taking account of 
the relations existing with the states concerned. 
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(3) Following the completion of the withdrawal of the Soviet 
armed forces from the territory of the present German Democratic 
Republic and of Berlin, units of German armed forces assigned to 
military alliance structures in the same way as those in the rest 
of German territory may also be stationed in that part of Germany, 
but without nuclear weapon carriers. This does not apply to 
conventional weapon Systems which may have other capabilities in 
addition to conventional ones but which in that part of Germany 
are equipped for a conventional role and designated only for 
such. Foreign armed forces and nuclear weapons or their carriers 
will not be stationed in that part of Germany or deployed there. 



ARTICLE 6 

The right of the united Germany to belong to alliances, with all 
the rights and responsibilities arising therefrom, shall not be 
affected by the present Treaty. 

ARTICLE 7 

(1) The French Republic, the Union of Soviet Socialist Republics, 
the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and the 
United States of America hereby terminate their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a whole. As 
a result, the corresponding, related quadripartite agreements, 
decisions and practices are terminated and all related Four Power 
institutions are dissolved. 

(2) The united Germany shall have accordingly füll sovereignty 
over its internal and external affairs. 



ARTICLE 8 

(1) The present Treaty is subject to ratification or acceptance 
as soon as possible. On the German side it will be ratified by 
the united Germany. The Treaty will therefore apply to the united 
Germany. 

(2) The Instruments of ratification or acceptance shall be 
deposited with the Government of the united Germany. That 
Government shall inform the Governments of the other Contracting 
Parties of the deposit of each instrument of ratification or 
acceptance. 
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ARTICLE 9 

The present Treaty shall enter into force for the united 
Germany, the French Republic, the Union of Soviet Socialist 
Republics, the United Kingdom of Great Britain and Northern 
Ireiand and the United States of America on the date of deposit of 
the last instrument of ratification or acceptance by these states. 



ARTICLE 10 



The original of the present Treaty, of which the English, 
French, German and Russian texts are equally authentic, shall be 
deposited with the Government of the Federal Republic of Germany, 
which shall transmit certified true copies to the Governments of 
the other Contracting Parties. 
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TRAITE PORTANT REGLEMENT DEFINITIF CONCERNANT 

L'ALLEMAGNE 
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La Republique federale d'Allemagne, la Republique democratique allemande, les Etats-Unis 
d'Amerique, la Republique frangaise, le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et dlrlande du 
Nord et l'Union des Republiques soeialistes sovietiques 

Conseients que leurs peuples vivent mutuellement en paix depuis 1945; 

Ayant ä l'esprit les changements historiques survenus recemment en Europe, 
qui permettent de surmonter la division du continent; 

Prenant en consideration les droits et responsabilites des Quatre Puissances 
relatifs ä Berlin et ä FAllemagne dans son ensemble ainsi que les accords et decisions 
correspondants des Quatre Puissances au temps de la guerre et de Papres-guerre; 

Resolus, conformement aux obligations qui leur incombent en vertu de la 
Charte des Nations Unies, ä developper entre les nations des relations amicales fondees 
sur le respect du principe de l'egalite de droits des peuples et de leur droit ä disposer 
d'eux-memes, et ä prendre toutes autres mesures propres ä consolider la paix du monde; 

Rappelant les principes de TActe final de la Conference sur la Securite et la 
Cooperation en Europe, signe ä Helsinki; 

Reconnaissant que ces principes ont etabli des bases solides pour l'edification 
d'un ordre de paix juste et durable en Europe; 

Determines ä tenir compte des interets de securite de chacun; 

Convaincus de la necessite de surmonter definitivement les antagonismes et de 
developper la Cooperation en Europe; 

Confirmant leur disposition ä renforcer la securite, en particulier en adoptant 
des mesures efficaces de contröle des armements, de desarmement et de confiance; leur 
volonte de ne pas se considerer les uns les autres comme des adversaires mais d'oeuvrer 
en faveur d'une relation de confiance et de Cooperation; et par consequent leur 
disposition ä envisager positivement la mise en place d'arrangements institutionnels 
appropries dans le cadre de la Conference sur la S6curite et la Cooperation en Europe; 
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Saluant le fait que le peuple allemand, exergant librement son droit ä 
Fautodetermination, a affirme sa volonte d'etablir Funite etatique de FAllemagne pour 
servir la pabc du monde en tant que membre egal et souverain d'une Europe unie; 

Convaincus que Funification de l'Allemagne en un Etat aux frontiöres 
definitives represente une contribution importante ä la paix et ä la stabilite en Europe; 

Desireux de conelure le reglement definitif concernant l'Allemagne; 

Reconnaissant que, par lä et avec l'unification de FAllemagne en tant qu'Etat 
democratique et pacifique, les droits et responsabilites des Quatre Puissances relatifs ä 
Berlin et ä FAllemagne dans son ensemble perdent leur fonction; 

Representes par leurs ministres des Affaires Etrangeres qui, conformement ä la 
declaration adoptee ä Ottawa le 13 fevrier 1990, se sont reunis le 5 mai 1990 ä Bonn, le 
22 juin 1990 ä Berlin, le 17 juillet 1990 ä Paris avec la participation du ministre des 
Affaires Etrangeres de la Republique de Pologne, et le 12 septembre 1990 ä Moscou; 

sont convenus de ce qui suit: 

ARTICLE 1 er 

1) L'Allemagne unie comprendra le territoire de la Republique federale 
d'Allemagne, de la Republique democratique allemande et de Fensemble de Berlin, Ses 
frontieres exterieures seront les frontieres de la Republique federale d'Allemagne et de 
la Republique democratique allemande et seront definitives ä partir de la date d'entree 
en vigueur du present Traite. La confirmation du caractere definitif des frontieres de 
FAllemagne unie constitue un element essentiel de Fordre de pabc en Europe. 

2) L'Allemagne unie et la Republique de Pologne confirmeront la frontiere 
existante entre elles par un traite ayant force obligatoire en vertu du droit international. 

3) L'Allemagne unie n'a aucune revendication territoriale quelle qu'elle soit 
envers d'autres Etats et n'en formulera pas ä Favenir. 

4) Les gouvernements de la Republique federale d'Allemagne et de la 
Republique democratique allemande feront en sorte que la Constitution de l'Allemagne 
unie ne comporte aucune disposition incompatible avec ces principes. Cela vaut en 
consequence pour les dispositions contenues dans le preambule, Farticle 23, phrase 2 et 
Farticle 146 de la Loi fundamentale de la Republique federale d'Allemagne. 
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5) Les gouvernements des Etats-Unis d'Amerique, de la Republique frangaise, 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord et de l'Union des 
Republiques socialistes sovietiques prennent formellement acte des engagements et 
declarations correspondants des gouvernements de la Republique federale d'Allemagne 
et de la Republique democratique allemande, et declarent que leur mise en oeuvre 
confirmera le caractere definitif des frontieres de l'Allemagne unie. 



ARTICLE 2 

Les gouvernements de la Republique federale d'Allemagne et de la Republique 
demoeratique allemande reaffirment leurs declarations selon lesquelles seule la paix 
emanera du sol allemand. Selon la Constitution de rAllemagne unie, les actes 
susceptibles de troubler les relations pacifiques entre les nations ou entrepris dans cette 
intention, notamment en vue de preparer une guerre d'agression, sont 
anticonstitutionnels et constituent une infraction punissable. Les gouvernements de la 
Republique federale d'Allemagne et de la Republique democratique allemande 
declarent que Y Allemagne unie n'emploiera jamais aucune de ses armes que 
conformement ä sa Constitution et ä la Charte des Nations Unies. 



ARTICLE 3 

1) Les gouvernements de la Republique federale d'Allemagne et de la 
Republique democratique allemande reaffirment leur renonciation ä la fabrication, ä la 
possession et au contröle d'armes nucleaires, biologiques et chimiques. Ils declarent que 
l'Allemagne unie respectera egalement ces engagements. En particulier les droits et 
obligations decoulant du Traite du 1er juillet 1968 sur la non-proliferation des armes 
nucleaires continueront ä s'appliquer ä l'Allemagne unie. 

2) Le gouvernement de la Republique federale d'Allemagne, en plein accord 
avec le Gouvernement de la Republique democratique allemande, a declare ä Vienne, 
le 30 aoüt 1990, au cours des negociations sur les forces armees classiques en Europe, ce 
qui suit: 

"Le gouvernement de la Republique federale d'Allemagne s'engage ä reduire dans 
un delai de trois ä quatre ans le niveau des effectifs en personnels des forces 
armees de l'Allemagne unie ä 370.000 (forces terrestres, aeriennes et navales). 
Cette reduction commencera au moment de l'entree en vigueur du premier traite 
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FCE. Dans les limites de ce plafond global, un maximum de 345.000 hommes 
appartiendront aux forces terrestres et aeriennes, qui, conformement au mandat 
agree, sont seules l'objet des negociations sur les forces armees classiques en 
Europe. Le gouvernement federal considere son engagement de reduire les forces 
terrestres et aeriennes comme une contribution allemande importante ä la 
reduction des forces armees classiques en Europe. II presume que dans les 
negociations de suivi les autres participants aux negociations contribueront 
egalement au renforcement de la securite et de la stabilite en Europe, y compris 
par des mesures de limitation des effectifs en personnels." 

Le gouvernement de la Republique democratique allemande s'est expressement associe 
ä cette declaration. 

3) Les gouvernements des Etats-Unis d'Amerique, de la Republique frangaise, 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord et de l'Union des 
Republiques socialistes sovietiques prennent acte de ces declarations des 
gouvernements de la Republique federale d'Allemagne et de la Republique 
democratique allemande. 



ARTICLE 4 

1) Les gouvernements de la Republique federale d'Allemagne, de la 
Republique democratique allemande et de TUnion des Republiques socialistes 
sovietiques declarent que PAllemagne unie et TUnion des Republiques socialistes 
sovietiques regleront par traite les conditions et la duree de la presence des forces 
armees sovietiques sur le territoire de l'actuelle Republique democratique allemande et 
de Berlin, ainsi que le deroulement du retrait de ces forces armees, qui devra etre 
acheve ä la fin de l'annee 1994, en relation avec l'execution de Tengagement des 
gouvernements de la Republique federale d'Allemagne et de la Republique 
democratique allemande mentionne au paragraphe 2 de l'article 3 du present Traite. 

2) Les gouvernements des Etats-Unis d'Amerique, de la Republique frangaise et 
du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord prennent acte de cette 
declaration. 
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ARTICLE 5 

1) Jusqu'ä Fachevement du retrait des forces armees sovietiques du territoire de 
Factuelle Republique democratique allemande et de Berlin conformement ä Farticle 4 
du present Traite, seules seront stationnees sur ce territoire, en qualite de forces armees 
de FAllemagne unie, des unites allemandes de defense territoriale qui ne sont pas 
integrees aux structures d'alliance auxquelles les forces armees allemandes sont 
affectees sur le reste du territoire allemand. Pendant cette periode et sous reserve des 
dispositions du paragraphe 2) du present article, des forces armees d'autres Etats ne 
stationneront pas sur ce territoire et n'y meneront aucune autre activite militaire. 

2) Pendant la periode de presence des forces armees sovietiques sur le territoire 
de Factuelle Republique democratique allemande et de Berlin, des forces armees des 
Etats-Unis d'Amerique, de la Republique frangaise et du Royaume-Uni de Grande- 
Bretagne et d'Irlande du Nord demeureront, sur demande de l'Allemagne unie, 
stationnees ä Berlin, par accord ä cet effet entre le gouvernement de FAllemagne unie 
et les gouvernements des Etats concernes. Le niveau des effectifs et des armements de 
toutes les forces armees non allemandes stationnees ä Berlin ne sera pas plus eleve 
qu'au moment de la signature du present Traite. Les forces non allemandes n'y 
introduiront pas de nouvelles categories d'armement. Le gouvernement de FAllemagne 
unie conclura avec les gouvernements des Etats dont les forces arm6es stationnent ä 
Berlin des accords etablissant des conditions justes tenant compte des relations 
existantes avec les Etats concernes. 

3) Apres Fachevement du retrait des forces armees sovietiques du territoire de 
Factuelle Republique democratique allemande et de Berlin, des unites des forces 
armees allemandes affectees aux structures d'alliance de la meme maniere que les 
unites stationnees sur le reste du territoire allemand pourront egalement stationner dans 
cette partie de FAllemagne, bien que sans vecteurs d'armes nucleaires. Ceci ne 
s'applique pas aux systemes d'armes classiques qui peuvent avoir d'autres capacites en 
sus de leur capacites classiques mais qui, dans cette partie de FAllemagne, sont equipes 
ä des fins classiques et affectes seulement ä celles-ci. Des forces armees et des armes 
nucleaires ou des vecteurs d'armes nucleaires etrangers ne seront pas stationnes dans 
cette partie de FAllemagne et n'y seront pas deployes. 
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ARTICLE 6 

Le droit de FAllemagne unie d'appartenir ä des alliances, avec tous les droits et 
obligations qui en decoulent, n'est pas affecte par le present Traite. 



ARTICLE 7 

1) Les Etats-Unis d'Amerique, la Republique frangaise, le Royaume-Uni de 
Grande-Bretagne et d'Xrlande du Nord et FUnion des Republiques socialistes 
sovietiques mettent fin par le present Traite ä leurs droits et responsabilites relatifs ä 
Berlin et ä FAllemagne dans son ensemble. En consequence, il est mis fin aux aecords, 
decisions et pratiques quadripartites correspondants, qui s'y rattachent, et toutes les 
institutions des Quatre Puissances y afferentes sont dissoutes. 

2) L'Allemagne unie jouira, en consequence, de la pleine souverainete sur ses 
affaires interieures et exterieures. 



ARTICLE 8 

1) Le present Traite sera soumis ä ratification ou acceptation aussitöt que 
possible. En ce qui concerne FAllemagne, la ratification sera effectuee par FAllemagne 
unie. Le Traite s'appliquera par consequent ä FAllemagne unie. 

2) Les instruments de ratification ou d'acceptation seront deposes aupres du 
gouvernement de FAllemagne unie. 

Celui-ci informera les gouvernements des autres Parties contractantes du depöt de 
chaque instrument de ratification ou d'acceptation. 
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ARTICLE 9 

Le present Traite entrera en vigueur pour PAllemagne unie, les Etats-Unis 
d'Amerique, la Republique frangaise, le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande 
du Nord et FUnion des Republiques socialistes sovietiques le jour de depöt du dernier 
instrument de ratification ou d'acceptation par ces Etats. 



ARTICLE 10 

Uoriginal du present Traite dont les textes allemand, anglais, frangais et russe 
fönt egalement foi, est depose aupres du gouvernement de la Republique federale 
d'Allemagne qui transmettra aux gouvernements des autres Parties contraetantes des 
copies certifiees conformes. 



|^-N^V^Ä 
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ÄoroBOP 

OB OKOHHATEJIbHOM yPEryMPOBAHHH 
B OTHOIIIEHM TEPMAHHH 
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TepMaHCKaH ßeMOKpaTimecKafl PecnyöjinKa, ^eflepaTHBHafl 
PecnyöjiMKa FepMaHMH , Coe,n,HHeHHoe KopojieBCTBO BejiHKOÖpHTaHHH 
h CeßepHoft MpjiaHflHM, Coe^MHeHHHe IÜTaTH ÄMepMKH, C0103 
CoBeTCKMX Coi^iiajiHCTimecKMx PecnyßjiHK h 3>paHu,y3CKaH 
PecnyßjiHKa, 

co3HaBafl, yTo mx Hapoflbi c 1945 rofla mwByT b Mnpe Apyr 
c APyroM; 

npMHMMan bo BHMMaHHe MCTopwxiecKMe M3MeHeHHH nocjieflHero 
BpeiweHM b Eßpone, KOTopbie flaioT B03MoatHocTb npeo,ii,ojieTb ee 
pacKOJi; 

y ^HTbi Ban npaBa h oTBeTCTBeHHocTb ^eTbipex flepmaß b ot- 
HomeHHH BepjiHHa vi TepMaHMH b ijejiOM, a Tanme cooTßeTCTByioinHe 
corjiaraeHMH h peraeHHH tie-rapex ßepjKaß BoeHHoro h nocjießoeH- 
hoto BpeiweHH; 

S2£H2H2£S®I1!1M§_E§S11M££Z11 B cootb6tctbhm co cbohmh 
0ÖH3aTejibCTBaMH no YcTaBy 0praHH3aijHJi 06*be,aHHeHHHx HauHft 
pa3BHBaTb flpy?KecTBeHHbie OTHomeHUfl uempy HaijHHMM Ha ocHOBe 
yßajKeHHH npnHU,Hna paBHonpaBHH k caMOonpeflejieHHH Hapoßoß, a 
TaKme npuHMMaTb flpyrwe cooTßeTCTßyromHe Mepw ßjiH yKpenjieHHH 
Bceoömero Mwpa; 

ccbijiaflcb Ha npwHuwnbi xejibCHHKCKoro 3aKJiiomiTejibHoro aKTa 
CoBeqaHHH no 6e3onacHOCTH m coTpyflHHtiecTBy b Eßpone; 
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npH3HaBan, yro stm npHHH,Mibi 3ajiomnJiH npotmyro ocHOBy 
fljifl co3j],aHHfl cnpaBeflJiHBoro h HaßeatHoro MwpHoro ycTpoficTBa 
b Eßpone; 

npeHcnojiHeHHHe p enmMOCTH ytiMTHBaTb HHTepecbi 6e3onac- 
hocth Kam^oro; 

yßeacfleHHHe b HeoßxoflHMOCTM oKOHtiaTejibHO npeoßOJieTb 
aHTaroHH3M m pa3BHBaTb coTpyAHHtiecTBo b Eßpone; 

noflTBepMflafl cbok) roTOBHocTb ynpenjiHTb 6e3onacHOCTb, 

B OCOÖeHHOCTM nyTeM npHHHTHfl 3(f)(J>eKTHBHbIX Mep nO KOHTpOJIH) 

Hafl BoopymeHHHMH, pa3opymeHHio w. ynpenjieHHio flOBepwfl, cbok) 
roTOBHocTb He paccwiaTpMBaTb Apyr ßpyra KaK npoTHBHHKOB, 
a paöoTaTb Haß ycTaHOBjieHneM oTHomeHHM flOBepun m coTpyfl- 

HH^eCTBa, H COOTBeTCTBeHHO C 3THM CBOK) TOTOBHOCTb n03HTHB- 
HO paCCMOTpeTb B03M0JKH0CTb npMHHTHH nOflXOflflmHX Mep ÜO 

MHCTHTyi^H0HajiH3amiH b paMKax CoBeqaHHfl no 6e3onacHOCTH 
h coTpy^HKtiecTBy b Eßpone; 

OTMe^an, tiTo HeMei^KuM Hapofl, cbo6o,iiho ocymecTBJinfl 
npaßo Ha cawioonpeflejieHMe, vi3i>HBViJi bojik) k cTpoHTejibCTBy 
rocyAapcTBeHHoro e^MHCTBa TepMaHMH, c TeM tiTOÖbi cnyjKHTb flejiy 
Mwpa bo BceM Mwpe b KatiecTBe paBHonpaBHoro h cyßepeHHoro 
tuieHa HflymeM no nyTH oö-beRvmeimK Eßponbi; 

^Öe^eHHbie b tom, ^ito oö-beflUHeHKe TepMaHHH b rocy^ap- 

CTBO C OKOHtiaTeJIbHbIMH rpaHMUSlMH HBJIfleTCH 3HatIHTeJIbHHM 

BKJiaflOM ß flejio Mwpa w CTadmibHOCTH b Eßpone; 

HMefl H,ejibK) flocTMmeHMe oKOH^aTejibHoro yperyjiHpoßaHHfl 
b oTHOineHHM TepMaHHn; 
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npn3HaBaH, ^to TeM caMHM m c oß-beflHHeHHeM TepMaHMM b 
fleMOKpaTjmecKoe w MwpHoe rocy^apcTBo TepnroT cßoe 3HaxieHwe 
npaßa m oTBeTCTBeHHOCTb ^eTbipex flepmaB b OTHomeHHH BepjiHHa 
m repMa.HMH b i^ejiOM; 

HE®jS£^M®5™£ CBOHMM MHHMCTpaMM KHOCTpaHHblX fleJI , 

KOTopbie b cooTBeTCTBHH c 3aHBjieHneM ot 13 $eBpajiH 1990 rofla, 
npwHHTbiM b ÜTTaBe, BCTpe^jajiHCb 5 Man 1990 rofla b BoHHe, 
22 HioHH 1990 rofla b BepjiMHe, 17 hiojih 1990 rofla b üapiHKe 
c yqacTweM MHHHCTpa HHocTpaHHHx fleji PecnyßjiMKM Ilojibraa, 
12 ceHTHÖpn 1990 rofla b MocKBe, 

fiO£££°R*i2Ji£k ° HHmecjieflyiomeM: 

C t a T b h I 

1. Oö^efiMHeHHafl TepMaHHA öyfleT BKJiKwaTb TeppHTopwH 
TepMaHCKofi ßeMOKpaTimecKOH PecnyrjJiHKH, $e,n,epaTMBHOH Pecnyö- 
jimkh TepMaHMH h Bcero BepjiHHa. Ee BHeinHHMM rpaHHijaMH 
OKOimaTejibHO CTaHyT rpaHHUbi PepMaHCKOH ßeMOKpaTwtiecKoft 
PecnyßjiHKH h ieflepaTHBHoM PecnyßjiHKH TepMaHMH co aha 
BCTynjieHMH b cmiy HacTonmero ÄoroBopa. noflTBepHfleHne 
OKOH^aTejibHoro xapaKTepa rpaHwu, oß-beflUHeHHoM TepMaHMH 
HBJIHeTCfl CV^eCTBeHHOM COCTaBHoW qacTbro MnpHoro nopflflKa 

b Eßpone. 

2. Oö'beÄMHeHHaH TepMaHHH m PecnyßjiHKa Ilojibma noßTBepjK- 
flaioT cymecTByroqyio wie^fly hhmh rpammy b floroBope, MMeioqeM 
oÖHöaTeJibHHft xapaKTep b cootbgtctbhm c MeamyHapoflHHM 
npaBOM. 
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3. OöteflHHeHHaH FepMaHHH He HMeeT HHKaKHx TeppHTopn- 
ajibHHx npeTeH3HH k flpyrMM rocyjj,apcTBaM h He ßy^eT BbiflBHraTb 
TaKMx npeTeH3wM TaKate h b 6yjj,ymeM. 

4. IlpaBHTejibCTBa TepiviaHCKoM ßeMOKpaTH^ecKoß PecnyÖJiHKH 
h ^eflepaTHBHoM PecnyßjiHKH TepMaHHM oöecneuaT, titoöh b 
KOHCTMTyu;HM oöbeflHHeHHofl TepMaHMH He cofl,ep3Kajiocb KaKHx- 

JIHÖO nOJIOfteHHH, npOTHBOpetiaillHX 3THM npHHiiMnaM. CoOTBeTCTBeH- 
ho 3T0 othochtch k nojio^eHHflM, M3JiosteHHHM b IipeaMÖyjie , BO 
BTopoM $pa3e CTaTbH 23 h b cTaTbe 146 Ochobhoto 3aK0Ha 
^eflepaTHBHoM PecnyöJiHKH TepMaHHM. 

5. IlpaBMTejibCTBa Coe^HHeHHoro KopojieBCTBa BejinicoöpH- 

TaHHH H CeBepHOM MpjiaHflMH, Coe,n,MHeHHbIX IÜTaTOB ÄMepHKH, 

Coi03a CoBeTCKHX Cou;MajiHCTHtiecKHX PecnyßjiHK h $paHU,y3CK0H 
PecnyßjiMKH oifwuHajibHO npHHHMaiOT k cBejj,eHHio cooTBeTCTByronjHe 
0ÖH3aTejibCTBa h sanBjieHHH npaBHTejibCTB TepMaHCKoM fleMOKpa- 
TwnecKoPi PecnyöjiHKM h ^eflepaTHBHoK PecnyßjiHKH TepMaHHH h 
3aHBJiHK)T, *jto c hx ocymecTBjieHHeM 6yfleT noflTBepmfleH okoh- 
tiaTejibHHß xapaKTep rpaHHu, o6*be,n,HHeHHOH TepMaHMK. 

C t a t b h 2 

IlpaBHTejibCTBa TepMancKOM JUeMOHpaTH^ecKOH PecnyöJiwKH 
h ^eflepaTHBHoM PecnyßjiHKH TepMaHMH noflTBepjKßaroT cboh 3anB- 

JieHHH O TOM, ^TO C HeMeU,KOH 3eMJIH ÖyfleT HCXOflHTb TOJIbKO 
MHp. CorJiaCHO KOHCTHTytJHH OÖ^efiMHeHHOM TepMaHMH fleHCTBMfl, 

Moryiuwe h npecjieflyromHe uejib HapyniHTb MHp uernny Hapc-ßaMH, 
b ocoöeHHOCTH no,n,roTOBKa k Bejj,eHHio HacTynaTejibHOH bohhh, 

HBJIHIOTCH aHTHKOHCTHTyqHOHHHMH H HaKa3yeMHMH . IlpaBHTejibCTBa 
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TepMaHCKofi ßeMOKpaTH^ecKOH PecnyrjjiHKH h ^eflepaTHBHoM Pec- 

nyÖJIHKH TepMaHMH 3aflBJIHK)T, tJTO oß-beflHHeHHaH TepMaHHH HHKOT- 

fla He npHMeHHT opymwe, kotophm OHa pacnojiaraeT, HHa^e Kan 
b cooTBeTCTBHH c ee KOHCTHTyuHeft h YcTaBOM 0praHM3ai;MM 
Oß-beflHHeHHHx HaqHH. 

C T a T b H 3 

1. IlpaBMTejibCTBa TepMaHCKoß fleMonpaTHtiecKOH PecnyßjiHKH 
h ^eflepaTMBHoM PecnyßjiHKH TepMaHMH no r n,TBepjK 1 naioT cboh 0TKa3 
ot np0H3B0flCTBa, BJiafleHHH h pacnopflJKeHMH flflepHHM, önojiorH- 

^eCKHM H XHMM^eCKMM OpymHeM . OHH 3aHBJIHK)T, ^TO 06"BeflHHeHHaH 

TepMaHMH TaKwe 6yfleT npHflepjKHBaTbCH sthx 0ÖH3aTejibCTB. B 
qacTHOCTM, npaBa h 0ÖH3aTejibCTBa, BHTeKaromne H3 ßoroßopa o 
HepacnpocTpaHeHHH HflepHoro opyrnnfl ot I hk)jih 1968 rofla, 

npOflOJIJKaiOT fle^CTBOBaTb B OTHOHieHHH OÖ"beAHHBHHOM TepMaHMM. 

2. IlpaBHTejibCTBo §eflepaTHBHO^ PecnyßjiHKH TepMaHMH b 
nojiHOM corjiacwH c npaBHTejibCTBOM repimaHCKott ÄeMOKpaTuwecKoft 

PecnyÖJiHKM Cßejiajio 30 aßrycTa 1990 rojja b BeHe Ha nepero- 
Bopax no oÖhxjhhm BOopymeHHHM cHJiaM b Eßpone cjieflyiomee 
3aHBjieHHe: 

"IlpaBHTejibCTBo ^eßepaTHBHOH PecnyöjiHKH TepMaHHM 
o6fl3yeTCH conpaTHTb BoopyseeHHbie chjih o6T>eflHHeH- 
hoh TepMaHUH b TetieHwe 3-4 jieT ao tiHCJieHHOCTH 
370 000 tiejiOBeK (cyxonyTHbie BOHCKa, BoeHHO- 
B03AymHbie h BoeHHo-MopcKMe chjih). 3to coKpameHne 
flOJiHHO HatiaTbCfl c MOMeHTa BCTynjieHHH b cHJiy 
nepßoro ßoroßopa 06 oöbmHbix BoopymeHHbix CHJiax 



Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 
MULT-781 



- 7 - 



b Eßpone. B pai/ntax 3Toro coBOKynHoro BepxHero 
npeflejia He öojiee 345 000 tiejioBeK ßyflyT BxoßMTb 
b cyxonyTHue Boföcna m BoeHHo-B03^yniHbie chjih, 

KOTOpHe B COOTBeTCTBHH C COrJiacOBaHHblM MaHflaTOM 

oahh HBjiHioTCfl npe,n,MeTOM neperoßopoB no oßbmHbiM 
BoopysceHHHM CHJiaM b Eßpone. IIpaBHTejibCTBo §efle- 
paTHBHoft PecnyßjiHKH TepMaHMM bh^mt b cBoeM o6h- 
3aTejibCTBe o coKpanjeHHH cyxonyTHbix h BoeHHO- 

B03AyniHHX CMJI 3HatIMMblfi HeMeU,KHß BKJiafl B fleJIO co- 

KpameHHH oßbmHbix BoopyjKeHHbix chji b Eßpone. Oho 
HCxoflHT M3 toto, tJTO b nocjieflyromttx neperoßopax 
flpyrne hx yqacTHMKH Taoce BHecyT cboM BKJiafl b 
ynpo^eHwe 6e3onacHOCTH m cTaßwjibHocTH b Eßpone, 
BKJiro^aH Mepw no orpaHMtienuro tiwcjieHHOCTH ßoftcK." 
IIpaBHTejibCTBo TepMaHCKoM ßeMOKpaTHxiecKOH PecnyöjiHKH 

nOJIHOCTbK) npHCOeflHHMJIOCb K 3T0My 3aHBJieHHK). 

3. npaßHTejibCTßa CoeflHHeHHoro KopojießCTßa BejiHKoßpH- 

TaHHH H GeßepHOM HpJiaHßMH, CoeAHHeHHHX IÜTaTOB AMepHKH, 

Coro3a CoBeTCKHx Coi^wajiHCTH^ecKMx PecnyöJiHK h $paHU,y3CKoft 
PecnyöitHKM npuHHManT sth 3aHBJieHHfl npaßMTejibCTB TepMaHCKoM 
ÄeMOKpaTimecKoM PecnyßjiHKH h SeflepaTHBHoft PecnyöJiHKM Tep- 

MaHHH K CßefleHHK). 

C t a t b h 4 

I. IlpaBMTejibCTBa Coro3a CoßeTCKHx CouHajiMCTH^ecKwx 
PecnyöJiHK, TepMaHCKOM ÄeMOKpaTwyecKoM PecnyöJiHKM h $e^epa- 

TMBHOW PecnyÖJIHKH repMaHHH 3aflBJIflK)T, UTO C0K)3 COBeTCKHX 

Coi;najiMCTHtjecKHx PecnyöJiHK m oß-beßHHeHHafl TepMaHHH 
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yperyjiwpyioT b ßoroBopoM nopH,n,Ke ycjioBHH h cpoKH npeßbiBaHMH 
COBeTCKHX BOföCK Ha TeppuTopuH HblHefflHeß TepMaHCKofi ßeMOKpaTH- 
tiecKoM PecnyßjiMKM m BepjiHHa, a TaKsce ocyqecTBjieHwe BHBOfla 
3thx bokck, KOTopbiM 6yfleT 3aBepmeH k KOHuy 1994 rofla, bo 
B3aHM0CBH3H c peajiH3au,Hefö o6fl3aTejibCTB npaBHTe^bCTB TepMaH- 
CKoft ÄeMOKpaTMxiecKoM PecnyßjiMKH h $ejj,epaTHBHOw PecnyÖJiHKM 
TepMaHMH, H3JioaceHHHx b nyHKTe 2 cTaTbw 3 HaeTonmero JJoroBopa. 
2. ripaBHTejibCTBa CoeflMHeHHoro KopojieBCTBa BejiHKoöpwTa- 

HMH H CeBepHOM MpjiaHflMH, CoeflHHeHHUX IÜTaTOB AMepHKM M 

<£paHu,y3CKoM PecnyßjiHKH npwHHMaioT 3to 3aHBJieHHe k CBefleHHio. 

C t a t b h 5 

1. BruioTb flo 3aBepmeHHH BHBOfla coBeTCKHX boMck c Tep- 
pwTopMH HHHemHeM TepMaHCKofi ,E,eMOKpaTHxiecKOH PecnyöJiHKH h 
BepjiHHa b cooTBeTCTBHH co cTaTbeft 4 HacTonmero ßoroßopa 

Ha flaHHoft TeppuTopHM öyflyT pa3MemaTbcn b KatiecTBe Boopy- 
jKeHHHX chji oö'beflMHeHHoM TepiviaHHH MCKJiKmwTejibHO HeMei^Kwe $op- 
MHpoBaHHH TeppwTopHajibHoM oßopoHH, He HHTerpwpoBaHHbie b 
corosHHqecKHe CTpyKTypbi, KOTopbiM HeMeqKne BoopymeHHbie cmjih 
npuflaHbi Ha ocTajibHoM repMaHCKoM TeppuTopmi. C ytieTOM ypery- 
jiHpoBaHMH, coflepsamerocfl b nyHKTe 2 HacTOflnjeM cTaTbM, BoficKa 
flpyrnx rocyflapcTB He öy^yT b TetieHwe 3Toro nepwofla pa3Me- 
maTbCH Ha stoM TeppwTopHM mjih ocyqecTBJiHTb TaM flpyryio BoeH- 

HyK) fleHTeJIbHOCTb. 

2. Ha cpoK npeßbiBaHHH coBeTCKux boMck Ha TeppwropHM 
HbiHefflHeM TepMaHCKoM ßeMOKpaTpmecKoß PecnyÖjiHKH h 
BepjiHHa BoMcKa Coe^HHeHHoro KopojieBCTBa BejiHKOÖpviTaHHH 

H CeBepHOH MpjiaHflHH, CoeflHHeHHHX IÜTaTOB AMepMKH H 
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<3?paHiiy3CKOH PecnyöjiHKH öy^yT b cooTBeTCTBHH c noacejiaHweM 
HeMei^KoM ctopohh Ha ocHOBe cooTBeTCTByromero floroBopHoro 
yperyjiMpoBaHMH wtestfly npaBHTejibCTBOM oöteflNHeHHoft TepMaHMH 
h npaBMTejibCTBaMK yKa3aHHbix rocy^apcTB no-npejKHeMy pa3Me- 
maTbcn b BepjiMHe. %cjieHHOCTb JiMtiHoro cocTaßa m KOJiimecTBo 
Boopy^eHMM Bcex HeHeMeijKHX boMck, pa3MeqeHHbix b BepjiHHe, He 
6yflyT öojibme, ^eM Ha momght no,n,nHcaHHH HacTonmero floroBopa. 
HoBbie KaTeropwH opyraufl He 6y,n,yT bboamtbch Ty^a HeHeMeuKHMH 

BOOpyKeHHHMH CHJiaMH. IlpaBMTejIbCTBO OÖbeflHHeHHOfi TepMaHMH 
3aKJIK)tIMT C npaBMTeJIbCTBaMH rOCyflapCTB, pa3MeCTHBIHMX BoMcKa 

b BepjiMHe , floroBopbi Ha cnpaBeflJiMBbix ycjioBHflx c yxieTOM otho- 
meHHH, cymecTByromMx c yKa3aHHHMH rocyflapcTBaMH. 

3. Ilocjie 3aBepmeHHH BHBOfla coBeTCKwx boMck c TeppuTO- 
Pmm HMHeiimeM TepMaHCKoM fleMOKpaTPmecKoß PecnyöjiwKH m 
BepjiHHa b flaHHoß yacTK TepMaHMH MoryT pa3MenraTbCfl TaKJKe 

$OpMHpOBaHHH HeMei^KHX BOOpyjKeHHblX CHJI, npMflaHHbie BOeHHHM 

coi03HHyecKMM CTpyKTypaM TaKHM ate o6pa30M, KaK h $opMHpo- 
BaHHH Ha ocTajibHoM repwiaHCKoft TeppuTopHH, ho 6e3 HOCHTejieß 
HßepHoro opyjKHH. 3to He pacnpocTpaHHeTca Ha cwcTeMH oßbniHbix 
BoopyrneHMfi, KOTopwe MoryT oßjiaflaTb flpyrnMH cnocoÖHOCTHMH, 

nOMHMO OÖbmHblX, HO KOTOpbie B flaHHOß tiaCTH TepMaHUH OCHa- 
qeHbl flJIH OÖbltlHOft pOJIH H npeflHa3HatieHH TOJIbKO ßJIfl TaKOBOft. 

MHOCTpaHHbie BofrcKa n HflepHoe opy^we hjih ero HocwTejiH He 
öyAy T pa3Mem;aTbCH b ßaHHoft tiacTH TepMaHnw h pa3BepTbiBaTbCH 
TaM. 
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C t a t b h 6 



IIpaBO oö-BeßHHeHHoft TepMaHHH Ha yqacTwe b coro3ax co 

BCeMM BfalTeKaro^MMM M3 3T0T0 npaBaMM H 06H3aTeJIbCTBaMH Ha- 

ctoh^mm floroBopoM He 3aTparwBaeTCfl. 

C t a t b h 7 

1. CoeflHHeHHoe KopojieBCTBo BejiMKoßpMTaHHH m CeBepHofö 
MpjiaHflMH, CoeflHHeHHbie UlTaTH AMepwKM, Coh)3 CoBeTCKHX Cou,Ha- 
jiHCTHtiecKMX PecnyöJiHK h $paHi],y3CKaH PecnyßjiHKa HacTOflurwM 
npeKpaqaiOT fleftcTBwe cbohx npaB h OTBeTCTBeHHOCTH b OTHome- 
hhm BepjiHHa h repMaHHH b u,ejiOM. B pesyjibTaTe npeKpanjaioT 
cBoe fleMcTBue cooTBeTCTByromwe cBH3aHHbie c hmmh yeTHpexcTO- 
poHHMe corjianieHHH, pemeHwfl w npaKTMKa m pacnycKaioTCH Bce 
cooTBeTCTByiomMe MHCTMTyTbi tieTbipex flepmaB. 

2. B COOTBeTCTBHM C 3THM 06"beflHHeHHaH TepMaHMH oÖpeTaeT 

noJiHbift cyßepeHHTeT Haß cbohmh BHyTpeHHHMM h BHeniHHMM flejiaMM. 

C t a t b h 8 
I. HacTOflmwfi ßoroBop nofljieÄHT paTH<f)HKaijMH hjih npHHHTMio 

TaK CKOpO, KaK 3T0 B03M0JKH0. PaTH$HKaUHH C HeNieUKOfi CTOpOHbl 

npoBOflHTCH oö-beflUHeHHoß repMaHweÄ. ßaHHbift floroßop TeM caMHM 
HMeeT cwjiy ajih oöbeflWHeHHofi TepMaHHH. 

2. PaTH$HKai^HOHHbie rpaMOTH HJIH flOKyMeHTbl npHHflTMM 

cflaioTCH Ha xpaHeHne npaBHTejibCTBy oö-beflHHeHHoM TepMaHHM. 
Oho MH$opMnpyeT npaBHTejibCTBa flpymx jD,oroBapHBaK>mHxcfl Cto- 
poH o cfla^e Ha xpaHeHwe icaacflofi paTwfiHKaLTHOHHofl rpaMOTH hjih 

flOKyMeHTa npWHHTHM. 
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C t a t b h 9 

HacroHiuHM floroBop BCTynaeT b cwjiy ^jih oö-Be^MHeHHOM 
TepMaHMH, CoeflHHeHHoro KopojieBCTBa BejiHKOÖpHTaHHM m CeBep- 

HOM MpjiaH^HM, CoeflHHeHHblX IÜTaTOB AMepHKM, C0K)3a CoBeTCKHX 

CoijHajiHCTtmecKHX PecnyßjinK h $paHu,y3CKofi PecnyßjiHKH b fleHb 
cfla^H Ha xpaHeHwe bthmh rocy^apcTBaMH nocjieflHeft paTH$HKan;H- 

OHHOM rpaMOTH MJIM flOKyMeHTa npHHHTHM. 



C t a t b fl 10 



ÜOflJIHHHMK HaCTOHmerO JÖ,OrOBOpa, TeKCTH KOToporo Ha 

aHrjinMcKOM, HeMei^KOM, pyccKOM h $paHuy3CK0M HSbiKax HMeioT 
oflHHaKOByro cwjiy, cflaeTcn Ha xpaHeHne npaBHTejibCTBy (Beflepa- 
tmbhoM PecnyöjiMKH TepMaHMH, KOTopoe nepeflacT npaBMTejibCTBaM 
Äpyrnx ßoroBapuBaioiHKXcfl C-ropoH 3aBepeHHbie KoriHH. 
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ZU URKUND DESSEN haben die unterzeichneten, hierzu gehörig Bevollmächtigten diesen 
Vertrag unterschrieben. 

GESCHEHEN zu Moskau am 12. September 1990 



IN WITNESS WHEREOF, the undersigned plenipotentiaries, duly authorized thereto, have 
signed this Treaty. 

DONE at Moscow this twelfth day of September 1990. 



EN FOI DE QUOI, les plenipotentiaires soussignes, düment habilites ä cet effet, ont signe le 
present Traite. 

FAIT ä Moscou, le 12 septembre 1990 

B 7H0CT0BEPEHKE ^EK) HMxenosnMcaBinKecH, flOJiacHMM oöpasow 
ynoJiHOMO^eHHbie , noflnHcajm HacTOHmraK Koroßop. 

COBEPHIEHO b MoeKBe, 12 ceHTHÖpn 1990 r. 



Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 
Pour la Republique federale d'Allemagne 

3a SejiepaTPiBHyK) ~Pecny6nÜKj TepMaHMK) 



L0V\' VC*\ 




Für die Deutsche Demokratische Republik 
For the German Democratic Republic 
Pour la Republique democratique allemande 

3a TepMaHCKyio ReuoK'pa.Tvme^Kjm PecnytfjiKKy 



Politischps Archiv des Auswärtigen Amts 
MULT-781 



Für die Französischen Republik 
For the French Republic 
Pour la Republique francaise 

3a, x $paHEty3CKyK) PecnytfnuKy 




Für die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken 

For the Union of Soviet Socialist Republies 

Pour FUnion des Republiques socialistes sovietiques 

3a Cok)3 CoBeTCKHX CoiiHajiHCTHqecKHx PecnyÖJiMK 



Z\sL£Z 




Für das Vereinigte Königreich Großbritannien und Nordirland 
For the United Kingdom of Great Britain and Northern Ireland 
Pour le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et d'Irlande du Nord 

3a CoeÄMHeHHoe KoponeBCTBO BejiKKotfpKTaHHK w 
CeBepHoM HpjiaHflHH 




~j 



)\~-^> * 



Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 
Pour les Etats-Unis d'Amerique 

3a CoeflHHeHHwe UlTaTH AMepMKK 




Ä£l*6&4r 



^0*^L</i£ 
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VEREINBARTE PROTOKOLLNOTIZ 
ZU DEM 
VERTRAG ÜBER DIE ABSCHLIESSENDE REGELUNG IN BEZUG AUF 

DEUTSCHLAND 
VOM 12. SEPTEMBER 1990 



Alle Fragen in Bezug auf die Anwendung des Wortes "verlegt", wie es im 
letzten Satz von Artikel 5 Abs. 3 gebraucht wird, werden von der Regierung 
des vereinten Deutschland in einer vernünftigen und verantwortungsbewußten 
Weise entschieden, wobei sie die Sicherheitsinteressen jeder Vertragspartei, 
wie dies in der Präambel niedergelegt ist, berücksichtigen wird. 
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AGREED MINUTE TO THE TREATY ON THE 
FINAL SETTLEMENT WITH RESPECT TO 
GERMANY OF 12 SEPTEMBER 1990 



Any questions with respect to the application of the 
word "deployed" as used in the last sentence of 
Paragraph 3 of Article 5 will be decided by the 
Government of the united Germany in a reasonable and 
responsible way taking into account the security 
interests of each Contracting Party as set forth in the 
preamble. 
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MINUTE AGREEE AU TRAITE PORTANT REGLEMENT DEEINITIF 
CONCERNANT L'ALLEMAGNE SIGNE LE 12 SEPTEMBRE 199G. 



Toutes questions ooncernant 1 'application du mot "deployes" 
utilise dans la derniere phrase de l'article 5, paragraphe 3, seront 
tranchees par le gouvernement de l'Allemagne unie d'une maniere 
raisonnable et responsable prenant en compte les interets de securite 
de chaque partie contraetante ainsi qu'il est af firme dans le preambule. 
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CCOACOBAHHAfl ÜPOTOKOJIBHAfl 3AIIMCB K flOrOBOPY 
OB OKOH^ATEJIBHOM yPErYMPOBAHM B OTHOIÜEHHH 
TEPMAHM OT 12 CEHTflBPfl 1990 rOßA 



Jlroßbie Bonpocbi, cBH3aHHHe c npKMeHeHweM cjioßa "pa3BepTbi- 
BaTbCfl", KaK oho Hcnojib3yeTCH b nocjieflHeM npeflJiojKeHMH 
nyHKTa 3 cTaTbM 5, öyflyT pemaTbcn IlpaBMTejibCTBOM oß'beflMHeH- 
hoVi TepMaHHH pa3yMH0 m OTBeTCTBeHHO, c yyeTOM HHTepecoB 
öe3onacHOCTH KamfloM H3 ^oroBapwBaiomMXCH OopOH, KaK 06 btom 
roBopMTCfl b IlpeaMÖyjie. 
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Für die Bundesrepublik Deutschland 
For the Federal Republic of Germany 
Pour la Republique federale d'Allemagne 
3a OejqepaTHBHyK) PecnyöijMKy TepMaHHK) 



sHyio PecnyöjmKy TepMaHHio .-, 



— 



Für die Deutsche Demokratische Republik 
For the German Democratic Republic 
Pour la Republique democratique allemande 
3a TepMaHCKyio fleMOKpaTHMecKyio Pecny6JiHKy 



l+H,*r £ 7^-^ 



Für die Französischen Republik 
For the French Republic 
Pour la Republique francaise 
3a OpaHuy3CKyio PecnyÖJiHKy 




j^är die Union der Sozialistischen 

Sowjetrepubliken 

For the Union of Soviet Social ist Republics 

Pour l'Union des Republiques socialistes 

sovietiques 

3a Cok>3 CoßeTCKHX ConnaJiHCTHMecKHx Pecny6üHK 



PUZ£t^^ 




Für das Vereinigte Königreich Großbritannien 

und Nordirland 

For the United Kingdom of Great Britain and 

Northern Ireland 

Pour le Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 

d'lrlande du Nord 

3a CoeflHHeHHoe KoponeBCTBO BejiHKo6pHTaHHH h 

CeßepHOH MpjiaHßHH 
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/^Vv^Ö 



Für die Vereinigten Staaten von Amerika 
For the United States of America 
Pour les Etats-Unis d'Amerique 
3a CoeflHHeHHbie IlTraTbi AMepHKH 





9 %SP&64^' 



6S 
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Ratifikationsurkunde 

der 

Bundesrepublik Deutschland 



zu dem Vertrag 
über die abschließende Regelung in bezug auf 

Deutschland 



hes Archiv des Auswärtigen Amts 
MULT-781 






Nachdem der in Moskau am 12. September 1990 von der 

Bundesrepublik Deutschland 

unterzeichnete 

Vertrag über die abschließende Regelung 

in bezug auf Deutschland sowie die vereinbarte 

Protokollnotiz zu diesem Vertrag, 

deren Wortlaut beigefügt ist, in gehöriger Gesetzesform die 
verfassungsmäßige Zustimmung gefunden haben, erkläre ich 
hiermit, daß ich den Vertrag und die Protokollnotiz bestätige. 

Bonn, den 1 3. OKTOBER 1990 



Der Bundespräsident 



Der Bundesminister des Auswärtigen 

Ia/vw \N 








GEORGE BUSH 
President of the United States of America 

TO ALL TO WHOM THESE PRESENTS SHALL COME , GREETING: 

CONSIDERING THAT : 

The Treaty on the Final Settlement with Respect to Germany 
and Related Agreed Minute were signed at Moscow September 12, 
1990; and 

The Senate of the United States of America by its 
resolution of October 10, 1990, two-thirds of the Senators 
present concurring therein, gave its advice and consent to 
ratification of the Treaty and Related Agreed Minute; 
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NOW, THEREFORE, I, George Bush, President of the United 
States of America, ratify and confirm the said Treaty and 
Related Agreed Minute. 

IN TESTIMONY WHEREOF, I have signed this instrument of 
ratification and caused the Seal of the United States of 
America to be affixed. 

DONE at the city of Washington 
this eighteenth day of 
October in the year of 
our Lord one thousand 
nine hundred ninety 




i 



he President: 





Secretary of State 



r?7 



) 
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WHEREAS a Treaty on the Final Settlement with 
respect to Germany was signed at Moscow on the Twelfth 
day of September, One thousand Nine hundred and Ninety, 
by representatives of the Government of the United 
Kingdom of Great Britain and Northern Ireland and the 
Governments of the Federal Republic of Germany, the 
German Democratic Republic, the French Republic, the 
Union of Soviet Socialist Republics and the United States 
of America; 

NOW THEREFORE the Government of the United Kingdom 
of Great Britain and Northern Ireland, having considered 
the Treaty aforesaid, hereby confirm and ratify the same 
and undertalce faithfully to perform and carry out all the 
stipulations therein contained. 
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In witness whereof this Instrument of Ratification 
is signed and sealed by Her Majesty's Principal Secretary 
of State for Foreign and Commonwealth Äffairs. 

Done at London the Seventh day of November, One 
thousand Nine hundred and Ninety. 




J \ vy\/W 
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Ratifications 

du President de la Republique Francaise, 



DU TRAITE 

PORTANT REGLEMENT DEFINITIF 

CONCERNANT L ' ALLEMAGNE, 

SIGNE A MOSCOU LE 12 SEPTEMBRE 1990 
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Franfois Mitterrand 

President de la Republique Francaise, 



A tous ceux qui ces presentes Lettres verront, 



Salut : 



UN TRAITE 
PORTANT REGLEMENT DEFINITIF 
CONCERNANT L'ALLEMAGNE 

AYANT ETE SIGNE A MOSCOU LE 12 SEPTEMBRE 1990, 
TRAITE DONT LA TENEUR SUIT : 
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AYANT vu et examine 1 E dit 



TRAITE- NOUS 



L . avons approuve et 
approuvons en toutes et chacune de s E s 
parties, en vertu des dispositions qui y sont 
contenues et conformement ä l'article 52 de 
la Constitution. 

DECLARONS qu'i l est accepte , 
ratifie et confirme et PROMETTONS 
qu'i l sera inviolablement observe 

EN FOI DE QUOI, Nous avons donne 
les presentes, revetues du Sceau de la 



«eine. 



i\ JräriS^ IC 14 janvier 1991 




: le President de la Republique, 



Le Ministre d'etat 

MINltlRE DES AFFAIRES ETRANGER 
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Flpe3H,neHT 

C0K)3A 

COBETCKHX COUMAJIHCTHMECKMX 

PECnyBJIHK 



OBlflBJIflET, HTO 
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BepxoBHbiü CoßeT Coio3a Cobctckhx CouHajmcTimecKHX PecnyßjiHK IlocTa- 
HOBjieHHeM ot « 4 » MapTa 1991 rofla panKpüimpoBaji HHÄecjie,n,yiomnii 

aKT : ßoroßop 06 OKOH^iaTejibHOM yperyjiHpoßaHHH b OTHomeHHM 

TepMaHHH, noflnHcaHHHü b MocKBe 12 ceHTflöpa 1990 roßa, 
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H 3aflBJI5ieT, HTO BCe H3J10HCeHHOe ÖyÄeT HeyKOCHHTCJIbHO H ßOÖpOCOBeCTHO Bbl- 
nOJlHHTbCH. 

B yÄOCTOBepeHHe nero npe3HfleHT Coio3a Cobctckhx CouHajiHCTMuecKMx Pec- 
nyöJiHK noAnwcaji HaeroamyK) PaTHcjwKauHOHHyio FpaMOTy h CKpenmi ee CBoeft 
nenaTbio. 
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MocKsa, KpeMAb 
J.£ ■ JtityeM.. 19Ä1 z. 



flpeaudeum 

C0fO3a CoeemcKux Cot^naAucmunecKux 

PecnyßjiUK 



CKpenHJi 

MuHucmp HnocmpaHHux MeJi CCCP 




Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 
MULT-781 



Übersetzung 

105 - 505.42 - 91/1659 



Wappen 



DER PRÄSIDENT 



der Union 



der Sozialistischen Sowjetrepubliken 



verkündet, daß 



der Oberste Sowjet der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken durch 
Beschluß vom 4. März 1991 folgenden Vertrag: 

den in Moskau am 12. September 1990 unterzeichneten Vertrag über die 
abschließende Regelung in bezug auf Deutschland ratifiziert hat, 

und erklärt, daß dessen vollständiger Wortlaut strikt und gewissenhaft 
erfüllt wird. 

Zur Bestätigung dessen hat der Präsident der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken diese Ratifikationsurkunde unterzeichnet und mit seinem 
Siegel versehen. 



gez. M. Gorbatschow 

Präsident 
der Union der Sozialistischen 

Sowjetrepubliken 



Moskau, Kreml 
12. März 1991 



Siegel 



Gegenzeichnung 



Der Minister für 

Auswärtige Angelegenheiten der UdSSR 



gez. A. Bessmertnych 
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DECLARATION SUSPENDING THE OPERATION OF QUADRIPARTITE RIGHTS 
AND RESPONSIBILITIES 



DECLARATION SUS PENDANT L'EXERCICE DES DROITS ET 
RESPONSABILITES QUADRIPARTITES 



ERKLÄRUNG ZUR AUSSETZUNG DER WIRKSAMKEIT DER 
VIER-MÄCHTE-RECHTE UND-VERANTWORTLICHKEITEN 



SAflBJIEHME 0TH0CI4TEJILH0 IIFHOCTAHOBKW ßEtfCTBMH 
WbIPEXCTOPOHHM IIPAB H OTBETCTBEHHOCTH 
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The Governments of the French Republic, the Union of 
Soviet Socialist Republics, the United Kingdom of Great 
Britain and Northern Ireland and the United States of 
America, 

Represented by their Ministers for Foreign Affairs 
meeting at New York on 1 October 1990, 

Having regard to the Treaty on the Final Settlement 
with respect to Germany signed at Moscow on 12 September 
1990, which provides for the termination of their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a 
whole, 

Declare that the Operation of their rights and 
responsibilities relating to Berlin and to Germany as a 
whole shall be suspended upon the unification of Germany, 
pending the entry into force of the Treaty on the Final 
Settlement with respect to Germany. As a result, the 
Operation of the cor responding , related quadripartite 
agreements, decisions and practices and all related Four 
Power institutions shall likewise be suspended upon the 
unification of Germany. 

The Government of the Federal Republic of Germany, 
represented by its Minister for Foreign Affairs, and the 
Government of the German Democratic Republic, represented by 
its Minister for Education and Science, take note of this 
dedlaration. 
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Les gouvernements des Etats-Unis d 1 Amerique, de la 
Republique frangaise, du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'Irlande du Nord et de 1' Union des Republiques socialistes 
sovietiques, 

Representes par leurs ministres des Affaires etrangeres 
reunis ä New York le premier octobre 1990, 

Prenant en consideration le Traite portant reglement 
definitif concernant l'Allemagne, signe ä Moscou le 
12 septembre 1990, qui prevoit qu'il sera mis fin ä leurs 
droits et responsabilites relatifs ä Berlin et ä l'Allemagne 
dans son ensemble, 

Declarent que l'exercice de leurs droits et 
responsabilites relatifs ä Berlin et ä l'Allemagne dans son 
ensemble sera suspendu des 1 ' unif ication de l'Allemagne, 
dans l'attente de l'entree en vigueur du Traite portant 
reglement definitif concernant l'Allemagne. En consequence, 
la mise en oeuvre des accords, decisions et pratiques 
quadripartites correspondants, qui s'y rattachent et les 
activites de toutes les institutions y afferentes des Quatre 
Puissances seront dans les memes conditions suspendues des 
l 1 unif ication de l'Allemagne. 

Le gouvernement de la Republique federale d'Allemagne, 
represente par son ministre des Affaires etrangeres, et le 
gouvernement de la Republique democratique allemande, 
represente par son ministre de l'Education et de la Science, 
prennent note de cette declaration. 



Die Regierungen der Französischen Republik, der Union 
der Soziaiistischen Sowjetrepubliken, des Vereinigten 
Königreichs Grossbritannien und Nordirland und der 
Vereinigten Staaten von Amerika, 

Vertreten durch ihre Aussenminister, die am 1. Oktober 1990 
in New York zusammengetroffen sind, 

Unter B erücksich tigung des am 12. September 1990 in Moskau 
unterzeichneten Vertrags über die abschliessende Regelung in bezug 
auf Deutschland, der die Beendigung ihrer Rechte und 
Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und Deutschland als 
Ganzes f es biegt, 

Erklären, dass die Wirksamkeit ihrer Rechte und 
Verantwortlichkeiten in bezug auf Berlin und Deutschland als 
Ganzes mit Wirkung vom Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands bis 
zum Inkrafttreten des Vertrags über die abschliessende Regelung in 
bezug auf Deutschland ausgesetzt wird. Als Ergebnis werden die 
Wirksamkeit der entsprechenden, damit zusammenhängenden 
vierseitigen Vereinbarungen, Beschlüsse und Praktiken und die 
Tätigkeit aller entsprechenden Einrichtungen der Vier Mächte ab 
dam Zeitpunkt der Vereinigung Deutschlands ebenfalls ausgesetzt. 

Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 
ihren Aussenminister, und die Regierung der Deutschen 
Demokratischen Republik, vertreten durch ihren Minister für 
Bildung und Wissenschaft, nehmen diese Erklärung zur Kenntnis. 



Politisches Archiv des Auswärtigen Amts 
MULT-781 



IIpaBHTejiLCTBa ^pamiyscKcfi Pecny&JiBKB, Coi)3a Cobgtckhx 
CouHajracTH^ecKHX PecnydjiEK, Coo^BHOHHoro KopojiGBCTsa 

BeJIBKOÖDBTaHBB B CeBepHOH KpjiamiHH B COGJIEHGHHHX IÜTaTOB 

ÄMepBKB , 

npeacTaBjreHHHe cboemb MBHBCTpaMB nHocTpaHHax jzigji 
Ha BCTpe-qe b HBio-ÜopRG I oktböph 1990 rojia, 

b tum. •qTo KacaeTCH JToroBopa oö oKOH^aTeJiBHowi 
yperyjni poBaHHH b othoiiighhh TepMaHHH, nojomcaHHoro b MocKBe 
12 cghtböph 1990 ro.na, b kotopom npe,nyciviaTpnBaeTCH 
npeKparaeHHe bx npas b otbgtctbghhocth b oTHomeHBB Bepjmna 

b PepMaHHH b nejioM, 

3aHBJIflK)T . ^TO .Uel'iCTBMe BX npaB B OTBeTCTBGHHOCTE B 
OTHOtllGHHB EepJIBHa H FepMaHUH B IIGJIOM BpHOCTaHaBJIHBaGTCB C 

oÖfcGjrHHGHHGM PepiviaHBB jco BCTyruieHBfl b CBJiy ßoroBopa oö 
oKOH^aTejiLHOM yperyjmpoBaHHH b othoiiighhh PGpwiaHHB. KaK 

CJIG.HCTBBG 9T0rO, .H6$CTBHG COCTBGTCTByroiHHX, CBfl3aHHHX 
C 3THM ^eTHpGXCTOpOHHHX COrjrarilGHHfi, PGIIIGHBH" B IipaKTBKB, 
B JI6HT6JILH0CTL BCGX CBH38HHHX C 3TBM BHCTBTyTOB HGTHpGX 

.HepsaB b paEHofi wiepo TaKse npBocTaHasjiBBaGTCH c 
oöbg.ubhghbgm repMaHBB. 

IIpaBHTQJIBCTBO $6iIIG.paTHBH0ft PGCnyÖJIBKB PGDMaHHB , 

npG3CTaB,JieHHoe cbobm mbhbctpom BHocTparoiHX jigji, b 

TIpaBBTGJILCTBO PepMaHCKOß ßGMOKpaTHHGCKOfi PecnyÖJiHKH, 
UpGjttCTaBJieHHOG CBOBM MBHKCTpOM oöpasoBaHBH B HayKB , 
npBHBMaroT HacTOHiiiee aaaBJiGHHG k cbghghhio. 
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Pour le gouvernement de la Republique frangaise 

3a üpaBHTejiBCTBO SpaHiiyscKofi PecnyÖJiHKH 

For the Government of the French Republic 
Für die Regierung der Französischen Republik 



Qof^J 0*- 



h^M 



Pour le gouvernement de 1 'Union des Republiques socialistes 
soviet iques 

3a ÜpaBHTejiBCTBO CciOSa COBeTCKHX CoiIHajIKCTB^eCKHX 

PecnyöJiHK 

For the Government of the Union of Soviet Socialist 
Republics 

Für die Regierung der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken 




Pour le gouvernement du Royaume-Uni de Grande-Bretagne et 
d'lrlande du Nord 

3a ÜpaBHTejiBCTBO CoejameHHoro KopcwieBCTBa BejmKoöpHTaH™ 
h GesepHofi Mpnamara 

For the Government of the United Kingdom of Great Britain 
and Northern Ireland 

Für die Regierung des Vereinigten Königreichs 
Grossbritannien und Nordirland 
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Pour le gouvernement des Etats-Unis d f Amerique 

Sa npaBHTGJIBCTBO CoejöJEeHHHX UlTaTOB AMepHKH 

For the Government of the United States of America 

Für die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
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Pour le gouvernement de la Republique federale d'Allemagne 

3a IIpaBHTGJitCTEO ^ejiepaTHBHofi PecnydjiHKH repwaHHH 

For the Government of the Federal Republic of Germany 
Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 



H*VY>-liW\ 




Pour le gouvernement de la Republique democratique allemande 

3a HpaBHTejEbCTBo repwaHCKofi JteMOKpaTireecKoft PecnyÖJiHRH 

For the Government of the German Democratic Republic 
Für die Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
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